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Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 8.00 bis 12.00 Uhr, Dienstag und Mittwoch von 13.30 bis 15.30 Uhr sowie Donnerstag von 13.30 bis 17.30 Uhr. 
Öffnungszeiten der Kfz-Zulassungsstelle: Montag 8.00 bis 12.00 Uhr, Dienstag und Mittwoch 8.00 bis 15.30 Uhr,  

Donnerstag 8.00 bis 17.30 Uhr, Freitag 8.00 bis 12.00 Uhr (Annahmeschluss jeweils 30 Minuten vor Ende der Öffnungszeiten) 
Die Beratung durch das Sozialamt erfolgt nachmittags im Rahmen der Sozialrechtssprechtage vor Ort in den Gemeinden. 

Beratung im Landratsamt an Nachmittagen kann deshalb nur in dringenden Fällen und nur nach Terminvereinbarung erfolgen. 
Haltestellen im öffentlichen Personennahverkehr - Bahnreisende: Bahnhof Kronach - Busreisende: Landratsamt 

Telekommunikation: (0 92 61) 678-0 - Fax (0 92 61) 678-2 11 – E-Mail: poststelle@lra-kc.bayern.de – Internet: http://www.landkreis-kronach.de 
Bankverbindungen: Kreiskasse Kronach: Sparkasse Kulmbach-Kronach (BLZ 771 500 00) Konto-Nr. 240 050 054 IBAN DE94 7715 0000 0240 0500 54  

BIC: BYLADEM1KUB; Raiffeisen-Volksbank Kronach-Ludwigsstadt eG (BLZ 773 616 00) Konto-Nr. 16 500, IBAN: DE94 7736 1600 0000 0165 00, BIC: GENODEF1KC1; 
Postbank Nürnberg (BLZ 760 100 85) 44 207-851, IBAN: DE57 7601 0085 0044 2078 51, BIC: PBNKDEFFXXX, 

Kreisjugendamt: Sparkasse Kulmbach-Kronach (BLZ 771 500 00) Konto-Nr. 240 054 106, IBAN: DE09 7715 0000 0240 0541 06, BIC: BYLADEM1KUB 
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Allgemeinverfügung des  
Landkreises Kronach 

zur Anordnung eines Impfverbots  
gegen die Infektion mit Boviner Virus 
Diarrhoe (BVD) nach der Verordnung  

(EU) 2016/429 und der Delegierten 
Verordnung (EU) 2020/689 

 
Aufgrund des Art. 46 Abs. 1 lit. a) der Verordnung (EU) 
2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. März 2016 zu Tierseuchen und zur Änderung und 
Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der 
Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“), zuletzt geän-
dert durch Art. 1 ÄndVO (EU) 2018/1629 vom 25.7.2018 
(ABl. L 272 S. 11), Art. 71 Abs. 1 lit. b), Art. 72 lit. f) und 
Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitte 1 und 2 der 
Delegierte Verordnung (EU) 2020/689 der Kommission 
vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwachung, 
Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ für be-
stimmte gelistete und neu auftretende Seuchen sowie 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheits- und Veterinärdienst, die Ernährung und 
den Verbraucherschutz sowie die Lebensmittelüber-
wachung (Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutz-
gesetz - GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, 
BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes 

vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 370) geändert worden ist, 
ergeht für das gesamte Gebiet des Landkreises 
folgende: 
 

Allgemeinverfügung 
 

I. 
 
1.) Die Impfung von Rindern gegen die Infektion mit 

dem BVD-Virus (BVDV) ist ab dem 15. Mai 2021 im 
gesamten Gebiet des Landkreises Kronach ver-
boten. 
 

2.) Die zuständige Behörde kann im Fall eines Aus-
bruchs eine Ausnahme vom Impfverbot nach vorge-
nannter Nummer 1 gestatten, wenn 

 
a) die Ergebnisse der epidemiologischen Untersu-

chung und der Untersuchungen gemäß Artikel 
25 Delegierte Verordnung (EU) 2020/689 
gezeigt haben, dass von dem Ausbruch nur 
eine begrenzte Zahl von Betrieben betroffen 
war und 

 
b) nur eine begrenzte Zahl von Rindern, die von 

der zuständigen Behörde zur Bekämpfung des 
Ausbruchs für erforderlich gehalten wird, unter 
Aufsicht der zuständigen Behörde geimpft wird 
und die Impfung für jedes Tier dokumentiert 
wird. 

 

 

Kreisamtsblatt 
des Landkreises und Landratsamtes 

Kronach  

 

Redaktion: Landratsamt Kronach, Postfach 15 51,  
                  96305 Kronach 

B 1273 
Das Amtsblatt erscheint in der Regel am Montag 

Bezugspreis vierteljährlich 6,25 € 



- 102 - 
 

3.) In Rinder haltende Betriebe im Landkreis Kronach 
dürfen ab dem 15. Mai 2021 ausschließlich BVDV-
unverdächtige Rinder eingestellt werden, die nicht 
gegen die BVDV-Infektion geimpft worden sind. 
 
Die BVDV-unverdächtigen, nicht gegen die BVDV-
Infektion geimpften Rinder nach Satz 1 müssen von 
einem schriftlichen oder elektronischen Nachweis 
über die BVDV-Unverdächtigkeit des jeweiligen 
Rindes begleitet sein. 
 

II. 
 
Die sofortige Vollziehung der in Abschnitt I getroffenen 
Regelungen wird nach § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
der Verwaltungsgerichtsordnung im öffentlichen In-
teresse angeordnet. 
 

III. 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt am auf die öffentliche Be-
kanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben. 
 

IV. 
 
Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten 
erhoben. 
 

Gründe: 
 

I. 
 
Das Landratsamt Kronach ist für den Erlass dieser 
Allgemeinverfügung sachlich und örtlich zuständig gem. 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 GDVG und Art. 3 Abs. 1  
Nr. 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG). 
 
Die BVDV-Infektion ist eine gelistete Tierseuche der 
Rinder. 
 
Seit dem 01.01.2011 wird die BVD in Deutschland 
staatlich bekämpft. Seither ist ein kontinuierlicher 
Rückgang der Zahl BVDV-infizierter Bestände zu 
verzeichnen. Die Tilgung der Tierseuche BVD und die 
Anerkennung Bayerns als BVDV freie Region im Sinne 
des Art. 36 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 sind das 
Ziel. Ein solcher Status ermöglicht es, durch ver-
pflichtende Zusatzgarantien beim Verbringen von 
Rindern die Rinderbestände in Bayern vor BVDV-
Neuinfektionen zu schützen. Die günstige epidemio-
logische Situation und die Tatsache, dass der über-
wiegende Teil der Betriebe in Bayern Impfungen gegen 
BVD nicht mehr durchführt, erlauben den Erlass eines ab 
dem 15. Mai 2021 geltenden Impfverbotes. 
 
Rechtsgrundlage für die Anordnung eines Impfverbots ist 
Art. 46 Abs. 1 lit. a) der Verordnung (EU) 2016/429. 
Hiernach können Verbote und Beschränkungen in Bezug 
auf die Verwendung von Tierarzneimitteln ergriffen 
werden. Für die Erlangung des Status „frei von BVD in 
Bezug auf gehaltene Rinder“ bzw. die Aufrechterhaltung 
dieses Status ist ein Verbot der Impfung für gehaltene 
Rinder gemäß Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitte 1 

und 2 der Delegierten Verordnung 2020/689 gesetzlich 
vorgeschrieben. 
 
Die Einstellungsanordnung in Abschnitt I Nummer 3 ist 
auf Art. 18 Abs. 1 lit. a) v) der Delegierten Verordnung 
2020/689 gestützt. Danach haben die Unternehmer 
sämtliche von der zuständigen Behörde als notwendig 
erachtete Maßnahmen zu erfüllen. Die Maßnahme, dass 
nur Rinder, die nicht gegen die BVDV-Infektion geimpft 
worden sind, in Rinder haltende Betriebe eingestellt 
werden dürfen, ist notwendig, weil eine Unterscheidung 
von Impf- und Feldvirusantikörpern bei BVDV nicht 
möglich ist. Nur die Antikörperfreiheit beweist somit 
sicher die Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein 
Betrieb kann weiterhin einen Status „frei von BVD“ gemäß 
Artikel 18 Absatz 1 i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 
Abschnitt 2 Nr. 1 Buchstabe d der Delegierten Verord-
nung (EU) Nr. 2020/689 der Kommission nur aufrecht-
erhalten, wenn in den Betrieb nur Rinder eingestellt 
werden, die nicht gegen BVDV geimpft wurden, sofern 
der Betrieb in einer BVD-freien Zone liegt. Der Status 
„BVD-freie Zone“ nach Artikel 72 Buchstabe f der 
Delegierten Verordnung 2020/689 wurde bereits bean-
tragt. 
 
Dem Impfverbot stehen keine Belange der Tier-
seuchenbekämpfung entgegen. In Anbetracht der unter 
Abschnitt I dargelegten epidemiologischen Situation bzw. 
des erreichten Standes der Tilgung der Tierseuche ist 
eine Impfung für einen Abschluss des Tilgungsverfahrens 
und zur Inanspruchnahme weiterer Schutzgarantien nicht 
zielführend. Die mit einer Impfung verbundene 
Unsicherheit in Bezug auf die Virusfreiheit stellt bei der 
Vielzahl der Kontaktmöglichkeiten im Viehverkehr ein 
nicht vertretbares Risiko für die BVDV-freie Rinder-
population dar. 
 
Eine Einschleppung von BVDV wird auch dadurch ver-
hindert, dass gemäß Abschnitt I Nummer 3 der Allge-
meinverfügung ausschließlich BVDV-unverdächtige 
Rinder in Bestände verbracht werden dürfen. Neuin-
fektionen werden in erster Linie auf den Zukauf von nicht-
virusfreien Tieren zurückgeführt. Eine vorbeugende 
Schutzimpfung von Rindern gegen die BVDV-Infektion ist 
deshalb entbehrlich. 
 
In Rinderbestände dürfen daher ab dem 15. Mai 2021 nur 
noch BVDV-unverdächtige Rinder eingestellt werden, die 
nicht gegen die BVDV-Infektion geimpft worden sind. 
 
Die angeordneten Maßnahmen in Abschnitt I des Tenors 
verstoßen auch nicht gegen den Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit. Sie verfolgen in erster Linie den Zweck 
der Förderung der Tiergesundheit, der Verhinderung von 
Reinfektionen und der Verhinderung volkswirtschaftlicher 
Schäden. Sie dienen damit dem öffentlichen Interesse. 
Zur Förderung der allgemeinen und spezifischen 
Tiergesundheit sind Seuchen zu bekämpfen und, soweit 
möglich, zu tilgen. Die im Zuge der Allgemeinverfügung 
getroffenen Maßnahmen sind unerlässliche Maßnahmen 
bei der BVDV-Bekämpfung. Insbesondere die große Zahl 
bereits BVDV-unverdächtiger Betriebe hat ein hohes 
Interesse daran, weiterführende Schutzmaßnahmen auf 
Grundlage der angestrebten Erklärung der Seuchen-
freiheit gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 
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2020/689 der Kommission in Anspruch nehmen zu 
können, um diese Seuchenfreiheit auch auf Betriebs-
ebene sicherzustellen. 
 
Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und 
die Einstellungsanordnung geeignete Maßnahmen, um 
den Anteil nicht geimpfter BVDV-freier Tiere innerhalb der 
Rinderpopulation kontinuierlich zu erhöhen und wesent-
liche Voraussetzung zur Gewährung des Status „frei von 
BVD in Bezug auf gehaltene Rinder“ auf Grundlage der 
Delegierten Verordnung (EU) 2020/689 der Kommission.  
 
Um eine Anerkennung durch die Kommission zu 
erreichen, sind das Impfverbot und die Beschränkung der 
Einstellungsmöglichkeiten erforderlich. Es gibt keine 
alternativen Möglichkeiten, mit denen die angestrebten 
Ziele gleich gut erreicht werden könnten und die gleich-
zeitig gleich wirksam sind. 
 
Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind 
ferner angemessen, da das öffentliche Interesse an der 
Bekämpfung der Seuche das Interesse der Rinderhalter 
am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum 
überwiegt. Bei den Verfügungen handelt es sich lediglich 
um Nutzungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigen-
tumsentziehung dar.  
 
Eine BVDV-Infektion kann zu massiven klinischen 
Erscheinungen und damit wirtschaftlichen Einbußen 
führen. Auch die erforderlichen seuchenprophylaktischen 
Maßnahmen zum Schutz der Betriebe, die die BVD getilgt 
haben, vor Reinfektionen bedeuten für diese Unter-
nehmen nicht unerhebliche wirtschaftliche Aufwen-
dungen für Biosicherheitsmaßnahmen, welche nicht 
durch den Betrieb selbst, sondern die Tierhaltungen in 
der Region mit niedrigerem seuchenhygienischen Status 
bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt sich, dass 
das öffentliche Interesse an den angeordneten Maßnah-
men die Interessen der dadurch betroffenen Tierhalter 
am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum über-
wiegt. Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit ihren 
Tieren nach Belieben verfahren zu können, stehen 
mögliche erhebliche wirtschaftliche Schäden, der Schutz 
der freien Bestände und die Tiergesundheit als 
zwingende Gründe gegenüber. Zudem dienen die ange-
ordneten Maßnahmen dazu, die Anerkennung als BVDV-
freie Zone zu erreichen. Damit geht wegen des höheren 
Tiergesundheitsstandards der Rinder eine Verbesserung 
der Handelsmöglichkeiten für alle Tierhalter einher. Da 
dies allen Rinderhaltern zugutekommt, dienen die Maß-
nahmen letztlich auch den Interessen der von den 
Maßnahmen betroffenen Tierhalter. 
 
Darüber hinaus ist in Abschnitt I Nummer 2 der Allge-
meinverfügung zur Vermeidung unbilliger Härte eine 
Ausnahmemöglichkeit vorgesehen. So kann für Rinder-
haltungen, von der zuständigen Behörde im Einzelfall 
eine Ausnahme vom allgemeinen Impfverbot erteilt 
werden.  
 
 
Die sofortige Vollziehbarkeit der Nummern 1 bis 3 des 
Abschnitts I dieser Allgemeinverfügung wurde nach § 80 
Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) im 
überwiegenden öffentlichen Interesse angeordnet. 

 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung unter Abschnitt 
II dieser Allgemeinverfügung wurde auf der Grundlage 
des § 80 Absatz 2 Nummer 4 VwGO erlassen. Es liegt im 
besonderen öffentlichen Interesse, dass die zur wirk-
samen Seuchenbekämpfung erforderlichen Maßnahmen 
ohne zeitlichen Verzug durchgeführt werden können. 
Diesem besonderen öffentlichen Interesse stehen keine 
vorrangigen oder gleichwertigen Interessen des Tier-
halters gegenüber, die es rechtfertigen könnten, die Wirk-
samkeit der Allgemeinverfügung bis zu einer zeitlich noch 
nicht absehbaren unanfechtbaren Entscheidung 
hinauszuschieben. Aufgrund des erreichten hohen 
BVDV-Freiheitsgrades ist es aus fachlichen und recht-
lichen Gründen erforderlich, die angeordneten Maßnah-
men ohne zeitlichen Verzug zu vollziehen. Die Maßnah-
men sind sowohl im öffentlichen Interesse wie im Inter-
esse der potentiell gefährdeten Tierhalter unbedingt er-
forderlich. 
 
 
Abschnitt III dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 41 
Abs. 4 S. 4 BayVwVfG. Von der Möglichkeit der Frist-
verkürzung wurde wegen der für den die Erlangung bzw. 
Aufrechterhaltung des Status „frei von BVD“ Gebrauch 
gemacht. Die entsprechenden Maßnahmen müssen im 
Interesse einer Erlangung bzw. Aufrechterhaltung des 
Status unverzüglich greifen. 
 
 
Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 13 des Gesetzes 
zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes. 
 
 

Hinweise: 
 
Auf die Bußgeldtatbestände des § 32 Abs. 2 Nr. 3 
Tiergesundheitsgesetz wird hingewiesen. 
 
Ein etwaiger Rechtsbehelf gegen Abschnitt I dieser 
Allgemeinverfügung hat aufgrund der Anordnung der 
sofortigen Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO 
keine aufschiebende Wirkung. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben 
werden beim  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth 
in 95444 Bayreuth, 

Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 
95422 Bayreuth 

Hausanschrift: Friedrichstraße 16, 
95444 Bayreuth 

 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen1 Form. Die Klage 
muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt 



- 104 - 
 

werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei 
schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Nieder-
schrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden. 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist nur 
der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung an das Verwaltungsgericht in Bayreuth zulässig 
(§ 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO -). 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Ein-
legung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der 
Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichts-
barkeit (www.vgh.bayern.de).  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Ver-
waltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Ver-
fahrensgebühr fällig. 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 
vom 22. Juni 2007 (GVBl S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich des Tierge-
sundheitsrechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen. 

 
- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher 

E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen. Nähere Informationen zur 
elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz [des/der 
(Behörde, die den Bescheid erlassen hat unter 
Angabe  der  Internetseite/des Links)  bzw.]  der  
Bayerischen  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

 
- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor 

den Verwaltungsgerichten seit 1. Juli 2004 grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 
 
Kronach, 10.05.2021 
Landratsamt 
 
 
Quenzer 
Oberregierungsrätin 
_____________________________________________ 
 

Landratsamt Kronach 
Löffler 

Landrat 
 
 


